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Zusammenfassung: Dieser Beitrag diskutiert auf der Grundlage dreier empirischer Fallstudien, welche 
Handlungsoptionen sich mit der kommunalpolitischen Aufgabe der Integration verbinden und wie dieses Politikfeld 
systematisch erschlossen werden kann. Ausgangspunkt der Argumentation ist die Beobachtung, dass sich im Zuge der 
jüngsten fluchtbedingten Zuwanderung nach Deutschland vielversprechende Ansätze zur Etablierung kommunaler 
Integrationspolitiken entwickelt haben. Diese Ansätze erfüllen das oft zitierte Schlagwort, dass Integration vor Ort 
stattfinde, mit Leben und sorgen dafür, dass sich das vielerorts enorme Integrationspotenzial der Bürgergesellschaft 
und der lokalen Ökonomie überhaupt zu entfalten vermag. In den Fallstudien hat sich allerdings auch gezeigt, 
dass es für eine – in einem umfassenden Sinne verstandene – integrierende Stadtentwicklung notwendig ist, die 
kommunalpolitischen Anstrengungen zur Beförderung der sozialen Integration mit weiteren, querschnittsorientierten 
Handlungsmaximen – die als Maximen der Anerkennung, der Absicherung und der sozialen Kohäsion bezeichnet 
werden – zu verbinden. Beispiele aus den Fallstudien dienen dazu zu illustrieren, wie ein solchermaßen umfassend 
angelegtes Politikfeld ausgestaltet werden kann. Welche Strategien, Instrumente und Maßnahmen im Einzelnen 
opportun und zielführend sind, hängt jedoch immer auch von den an einem Ort gegebenen Rahmenbedingungen, 
Vorerfahrungen und nicht zuletzt auch Debattenlagen ab.

Schlüsselwörter: Integration vor Ort, Integrierende Stadtentwicklung, Kommunalpolitik, Fluchtmigration, Essen, 
Altena 

Abstract: Based on three empirical case studies, this paper discusses options of addressing social integration 
as a task of local authorities. It furthermore aims to provide a conceptual scheme for a systematic exploration of 
this field of local politics. The argumentation starts from the observation that many communities in Germany have 
taken promising attempts to establish a genuine integration policy at the local level in the wake of recent refugee 
immigration. Thereby, they bolster the often-heard catchword of ‘social integration occurs at particular places’ and, at 
the same time, support both local civil society and local economy in developing their integrative potential. However, 
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1  Die Kommune als Ort 
einer sich neu formierenden 
Integrationspolitik
„Integration findet vor Ort statt“ (Bundesregierung 
2007: 19) ist ein im Hinblick auf die Einwanderung 
nach Deutschland oft gehörtes und selten hinterfrag-
tes Schlagwort. Es reflektiert die Überzeugung, dass im 
überschaubaren Nahraum von Wohnort und Wohnum-
feld persönliche Beziehungen entstehen, die den Weg 
zur sprachlichen, kulturellen und sozialen Teilhabe in der 
Aufnahmegesellschaft bahnen. Diese wiederum, so die 
Annahme, ist dann Grundlage der umfassenden Integra-
tion in die gesellschaftlichen Teilsysteme von Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt, Bildungswesen und repräsentativer 
Demokratie. In Politik und Öffentlichkeit findet dieses 
Integrationsverständnis seit dem „langen Sommer der 
Migration“ – so die Bezeichnung der beiden Migrations-
forscher Vassilis Tsianos und Bernd Kasparek (2015: 9) 
für das zweite Halbjahr 2015, als infolge des Kriegs in 
Syrien und einer Krise des europäischen Grenzregimes 
hohe Zuwanderungszahlen nach Deutschland zu ver-
zeichnen waren – besonderen Widerhall.

Die Ereignisse rund um die jüngste fluchtbedingte 
Zuwanderung nach Deutschland lassen sich in vielerlei 
Hinsicht als Bestätigung der Vorstellung eines Integra-
tionsprozesses interpretieren, der zunächst auf lokaler 
Ebene beginnt. So entfalteten sich die Welle der Hilfsbe-
reitschaft und das enorme ehrenamtliche Engagement, 
mit denen weite Teile der deutschen Zivilgesellschaft auf 
die Zuwanderung reagiert hatten, ganz überwiegend im 
nahräumlichen Kontext des eigenen Wohnorts und auf 
der Basis nachbarschaftlicher Netzwerke. Auch viele in 
diesem Zusammenhang gewonnene Erfahrungen aus 
der kommunalen Praxis deuten darauf hin, dass auf 
lokaler Ebene vielerlei Möglichkeiten bestehen, Inte-
grationsprozesse zu fördern, zu gestalten und sogar 
integrationspolitische Maßstäbe zu setzen – vorausge-
setzt, die Kommunen nutzen selbstbewusst ihre beste-

henden Handlungsspielräume. So hatten viele deutsche 
Gemeinden Optionen ausgelotet und ergriffen, um die 
am Ort lebenden Geflüchteten zu versorgen und – 
wenigstens ansatzweise auch – zu integrieren (vgl. Fil-
singer 2018). Einige von ihnen hatten frühzeitig erkannt, 
dass auch viele der Geflüchteten „ohne gute Bleibeper-
spektive“ zumindest mittelfristig in Deutschland bleiben 
werden (Schammann/Kühn 2016: 23) und dieser Perso-
nengruppe Zugang zu Integrationsleistungen gewährt 
und Teilhabechancen eröffnet – etwa durch das Angebot 
von Sprachkursen, die Vermittlung von regulärem 
Wohnraum und regulärer Gesundheitsversorgung oder 
die Vermittlung in Ausbildungs- und Arbeitsverhältnisse 
(Aumüller/Daphi/Biesenkamp 2015).

Das kommunale Engagement ging dabei zum Teil 
weit über die vom Gesetzgeber definierten Mindest-
standards hinaus. Mehr noch: Es erforderte zuweilen 
durchaus auch Mut auf Seiten der verantwortlichen 
Kommunalpolitiker, anders als bisher, nicht mehr nur 
Immigranten mit einem geklärten Aufenthaltsstatus zu 
adressieren, sondern auch solche, die – als „Flüchtling“, 
„Asylsuchender“ oder „Geduldeter“ – aufgrund restrik-
tiver Bestimmungen im Aufenthaltsgesetz von integ-
rationsfördernden Angeboten und Teilhabechancen in 
Bereichen wie Sprachförderung, Jugendhilfe, Arbeits-
marktintegration formal weitgehend ausgeschlossen 
sind (vgl. Cyrus/Treichler 2004; Kühne 2004; Schroeder 
2011).

Insgesamt ist festzustellen, dass sich das Feld der 
kommunalen Integrationspolitik vor dem Hintergrund der 
fluchtbedingten Zuwanderung der jüngsten Vergangen-
heit sowie der gegenwärtigen Krise des europäischen 
Migrations- und Grenzregimes derzeit neu formiert, 
sodass es sich mittlerweile in zahlreiche Bereiche kom-
munalen Handelns hinein erstreckt, was zuletzt auch 
mit dem Begriff der „integrierenden Stadtentwicklung“ 
kenntlich gemacht wurde. Dabei wird deutlich, welchen 
Stellenwert kommunales Handeln in der Ausgestaltung 
von Integrationspolitik einnehmen kann, auch wenn mit 
Recht immer wieder darauf hingewiesen wird, dass die 

the case studies have also shown that an ‘integrative urban development’ (policy) must not refrain its efforts to 
the very field of integration policy but should link this policy to further cross-cutting paradigms – i.e., the principles 
of recognition, backstopping, and social cohesion. Examples from the case studies illustrate how to pursue local 
integration policies that allow for these principles. Yet, it will always be a matter of framework conditions, experiences 
and distinct local discourses, which of the proposed strategies, instruments or measures apply. 

Keywords: Integration at the place, Integrative/inclusive urban development, Local policies, Refugee migration, 
Essen, Altena
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wesentlichen Parameter für Integrationsprozesse – wie 
beispielsweise das Staatsbürgerschafts- und Aufent-
haltsrecht, die Regulation des Arbeitsmarktes oder die 
Bildungspolitik – nicht auf lokaler Ebene definiert werden 
(können). Zugleich legt bereits die (viel weiter zurück-
reichende) Geschichte der bundesdeutschen Integrati-
onspolitik nahe, dass sich integrationspolitische Impulse 
typischerweise im Lokalen herausbilden und meist erst 
mit einiger Verzögerung auf Bundesebene aufgegriffen 
werden (vgl. Hess 2014: 117).

Diese Konstellation gibt Anlass, das sich neu formie-
rende Feld kommunaler Integrationspolitik daraufhin zu 
befragen, welches Spektrum an Handlungsoptionen und 
Maßnahmen den Kommunen bzw. den kommunalen 
Entscheidungsträgern offensteht. Dies soll im Folgen-
den auf der Basis dreier Fallstudien geschehen, indem 
die in den Fallstudien angestellten Beobachtungen dar-
aufhin systematisiert werden, welche Ansatzpunkte der 
kommunalen Integrationspolitik hervorstechen und mit 
welchen weiteren kommunalpolitischen Handlungsfel-
dern und -maximen sich diese Ansatzpunkte verbinden. 
Hierbei werden drei für die Integrationspolitik zentrale 
Handlungsmaximen herausgearbeitet, die allerdings 
weder als eigenständige Aufgabenfelder etabliert sind, 
noch in der Regel als solche wahrgenommen werden. 
Die Argumentation wird dabei wie folgt aufgebaut: 
Zunächst werden der methodische Zugriff auf die unter-
suchten Fallstudienkonstellationen (Kapitel 2) sowie die 
der Aufbereitung der Fallstudienergebnisse zugrunde 
gelegte Heuristik (Kapitel 3) – deren Kernbestandteile 
die kommunale Integrationspolitik im engeren Sinne 
sowie das mit weiteren Handlungsmaximen verknüpfte 
Feld der kommunalen Integrationspolitiken (im weite-
ren Sinne) bilden – erläutert. Sodann wird in explorati-
ver Absicht auf empirisch vorgefundene Aktivitäten und 
Maßnahmen eingegangen, die sich der Integrationspoli-
tik im engeren Sinne (Kapitel 4) sowie den Handlungs-
maximen der Anerkennung (Kapitel 5), der Absicherung 
(Kapitel 6) sowie der sozialen Kohäsion (Kapitel 7) zuord-
nen lassen. Da die beobachteten kommunalen Integra-
tionsbemühungen unterschiedlich erfolgreich verlaufen, 
wird auch auf die Bedeutung ihrer jeweils lokal spezi-
fischen diskursiven Rahmung eingegangen (Kapitel 8), 
bevor die angestellten Überlegungen abschließend hin-
sichtlich ihrer Reichweite reflektiert werden (Kapitel 9).

2  Drei Fallstudien zu Integrati-
onsprozessen vor Ort
Die empirische Grundlage des vorliegenden Beitrags 
liefern drei Fallstudien zu Integrationsprozessen „vor Ort“ 
die im Rahmen des Projekts QUARTPOINT, einem vom 
Forschungsinstitut für gesellschaftliche Weiterentwick-
lung (FGW) geförderten Verbundvorhaben, zwischen 
September 2016 und März 2018 durchgeführt wurden 
(vgl. Nuissl/Engel/Noack et al. 2018). Neben dem Geo-
graphischen Institut der Humboldt-Universität zu Berlin 
waren das Institut für Stadtteilentwicklung, Sozialraumo-
rientierte Arbeit und Beratung der Universität Duisburg-
Essen sowie die Essener Projekt Consult GmbH betei-
ligt. Gegenstand der Fallstudien waren drei jeweils als 
Quartier verstandene Siedlungsbereiche: (a) die Stadt-
teile Altenessen und Karnap im Norden der Stadt Essen, 
(b) die Essener Großwohnsiedlung Hörsterfeld und (c) 
die Stadt Altena. Das größte dieser Quartiere hat rund 
60.000, das kleinste etwa 6.000 Einwohner. Diese Fall-
studien repräsentieren jeweils einen auch in der Stadt-
forschungsliteratur präsenten Typus eines in besonderer 
Weise herausgeforderten Quartiers (vgl. Abbildung 1): 
(a) ein stark segregiertes, typisches „Ankunftsquartier“ 
(vgl. z. B. Kurtenbach 2013), (b) eine Großwohnsiedlung 
mit unterdurchschnittlichem sozialem Status (vgl. z. B. 
Franke/Schnur/Senkel 2017) und (c) eine schrumpfende 
Kleinstadt, die aufgrund vergleichbarer Größe und im 
Ausmaß ähnlicher stadtentwicklungspolitischer Prob-
lemlagen ebenfalls als Quartier betrachtet wurde (vgl. 
z.  B. Mantel/Engel/Nuissl 2018). Insbesondere letztere 
erfuhr jüngst beträchtliche mediale, aber auch wissen-
schaftliche Aufmerksamkeit, denn die Stadt Altena hat 
im Jahr 2015 zusätzlich zu den ihr zugewiesenen weitere 
Geflüchtete aufgenommen, um dem lokalen Wohn- 
und Arbeitsmarkt sowie der Stadtentwicklung positive 
Impulse zu geben (vgl. ILS 2016).

In den drei Fallstudien wurde untersucht, welche 
Integrationsdynamiken sich infolge der fluchtbeding-
ten Zuwanderung der Jahre 2015 und 2016 im lokalen 
Nahraum entfalteten, welche Ressourcen und Potenzi-
ale die Integrationsdynamik „vor Ort” beförderten, aber 
auch welche Widerstände ihr entgegenstanden. Zum 
Einsatz kam dabei ein Mix verschiedener sozialwis-
senschaftlicher Methoden, der eine multiperspektivi-
sche, explorative Bestandsaufnahme ermöglichen und 
unter der Berücksichtigung der verschiedenen Facetten 
kommunaler Integrationspolitik eine hypothesengene-
rierende Betrachtung ermöglichen sollte. Er umfasst 
insgesamt 26 inhaltsanalytisch ausgewertete Exper-
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teninterviews mit kommunalen Entscheidungsträgern, 
Verwaltungsmitarbeitern und Vertretern der lokalen Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft. Überdies beinhaltete die 
empirische Erhebung eine umfangreiche Dokumenten- 
und Presseanalyse, die sich auf einen Korpus von etwa 
1.000 Quellen stützt, nichtteilnehmende Beobachtungen 
mehrerer Veranstaltungen und kommunaler Abstim-
mungsrunden zur Flüchtlingsintegration, eine Auswer-
tung kommunaler Statistiken sowie eine Kartierung der 
lokalen Ökonomie. Die Auswertung dieses umfangrei-
chen Datenfundus erfolgte überwiegend im Wege quali-
tativer Inhaltsanalysen.

Trotz der strukturellen Differenzen zwischen den 
Fallstudien, die nicht zuletzt die Einwohnerzahl, die 
demographische und ökonomische Prägung sowie die 
administrative Verfasstheit (Gemeinde vs. Stadtteil) der 
untersuchten räumlichen Einheiten betreffen, konnten 
deutliche Parallelen im Hinblick auf die dort im Kielwas-
ser der jüngsten fluchtbedingten Zuwanderung vorfindli-
chen Integrations- (und teilweise auch Desintegrations-)
Dynamiken herausgearbeitet werden. So war das beein-
druckende zivilgesellschaftliche Engagement, das den 
„langen Sommer der Migration“ (Tsianos/Kasparek 2015: 
9) vielerorts auszeichnete, in Essen und Altena glei-
chermaßen zu beobachten. Es reichte von Sach-, Nah-
rungsmittel- und Kleiderspenden über die Gewährung 
von Unterkunft bis hin zu kulturellen Angeboten, privat 
organisiertem Sprach- oder Religionsunterricht oder der 
Einbindung in den örtlichen Fußballverein. Dieses Enga-
gement entstand allerdings nicht im luftleeren Raum, 
sondern baute auf vorhandenen Netzwerken und Insti-
tutionen auf. Es mussten nicht erst Gruppen gegründet 
oder Ehrenamtliche gesucht werden, sondern es gab 
viele zivilgesellschaftliche Ressourcen, die mobilisiert 
werden konnten. Auch auf der Ebene der Kommunal-

politik im Allgemeinen und der lokalen Integrationspolitik 
im Besonderen fanden sich vielerlei Gemeinsamkeiten 
zwischen den drei Fallstudien, aber auch einige mar-
kante Differenzen. Darüber hinaus zeigte sich, dass 
zwar in allen drei Fällen die Integration von Geflüchteten 
– teils eher latent, teils manifest – auch problematisiert 
wurde, dass dies jedoch in sehr unterschiedlicher Weise 
und Intensität geschah, sodass der jeweils spezifische, 
lokale „Integrationsdiskurs“ gleichsam spezifische „Inte-
grationsmodi“ in den drei Quartieren bedingte (vgl. Abbil-
dung 1 (letzte Zeile) und Kapitel 8).

3  Erschließung des Feldes kom-
munaler Integrationspolitiken
Während Integration als kommunalpolitischer Leitbe-
griff aufgrund der Nähe zu kulturalisierenden und das 
„Fremde“ „besondernden“ und problematisierenden 
Denkmustern nicht unumstritten ist (vgl. Hess 2014: 
123 ff.), bleibt es für das Verwaltungshandeln auf kom-
munaler Ebene doch das zentrale Paradigma im politi-
schen Umgang mit Migration, Flucht und kultureller Diffe-
renz. Allerdings existiert in der kommunalen Praxis eine 
Vielzahl von Zugangsweisen zur Integration – sowohl 
in begrifflich-definitorischer als auch in kommunalpoliti-
scher Hinsicht. Um diese empirische Vielfalt zu ordnen, 
ist es hilfreich, sich an einem konzeptionellen Rahmen 
mittlerer Reichweite zu orientieren. Ager und Strang 
(2008: 177) konzeptualisieren Integration auf lokaler 
Ebene als einen mehrstufigen Prozess reziproken Ent-
gegenkommens. Den Zugang zu den Feldern Wohnen, 
Arbeiten, Bildung und Gesundheit interpretieren sie als 
die vier zentralen Indikatoren (markers and means), an 
denen der Erfolg kommunaler Integrationsanstrengun-

Übergeordnete kommunale 
Gebietskörperschaft des 
Fallstudienquartiers

(kreisfreie) 
Stadt Essen

Märkischer Kreis

STADT ALTENAQUARTIER (Fallstudie) ALTENESSEN/KARNAP HÖRSTERFELD
Städtebauliche Struktur Einfache

Gründerzeitbebauung 
Großwohnsiedlung 
(1970er-Jahre)

kleinstädtisch, 
industriell überprägt 

Soziodemographische Struktur

Bevölkerungszahl stabil, 
starke internationale
Zuwanderung, 
unterdurchschnittlicher
Sozialstatus

Bevölkerungszahl rückläufig, 
unterdurchschnittlicher 
Sozialstatus 

Bevölkerungszahl stark 
abnehmend, 
durchschnittlicher 
Sozialstatus

„Integrationsmodus“ Problematisierung Veralltäglichung Inwertsetzung

Abbildung 1: Fallstudienquartiere im Projekt QUARTPOINT und ihr „Integrationsmodus“
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gen zu bemessen sei. Eine umfassende Integration 
könne darüber hinaus aber nur auf dem Fundament 
der Gewährung bürgerschaftlicher Rechte auf lokaler 
Ebene (citizenship) gelingen. Denn dieses Fundament 
sei Voraussetzung dafür, dass Schlüsselfaktoren (facili-
ators) wie sprachliche und kulturelle Kompetenzen oder 
eine stabile Lebenssituation sowie soziale Bindungen 
(social connections) mit Nachbarschaft, Freunden und 
Familie, die ein „sense of belonging“ (Zugehörigkeitsge-
fühl; Ager/Strang 2008: 178) überhaupt erst ermöglichen, 
den Zugang zu den vier genannten Feldern sicherstel-
len. Dabei ist hervorzuheben, dass Ager und Strang ihr 
Integrationskonzept nicht auf das Verhältnis zwischen 
„Hinzukommenden“ und ihrer „Gastgebergesellschaft“ 
verengen, sondern Integration als einen Prozess der 
Öffnung verstehen, der alle Subjekte einer Gesellschaft 
gleichermaßen betrifft (Ager/Strang 2008: 185). Sie 
haben damit eine Heuristik entwickelt, die sich – leicht 
modifiziert – für die Systematisierung und Interpretation 
der empirischen Beobachtungen zu lokalen Integrations-
prozessen, die in den diesem Beitrag zugrunde liegen-
den Fallstudien angestellt wurden, als überaus hilfreich 
erwiesen hat. Denn im Zuge der Fallstudien zeichnete 
sich immer deutlicher ab, dass neben der kommunalen 
Integrationspolitik im engeren Sinne mit ihren direkten 
Integrationsmaßnahmen (≈ markers and means) weitere 
Felder und Formate kommunalpolitischen Handelns 
darüber bestimmen, inwieweit Integrationsprozesse 
„vor Ort” gelingen. Diese wurden – in Anlehnung an die 
skizzierte Heuristik Agers und Strangs – als Maxime der 
umfassenden Anerkennung aller am Ort lebenden Men-
schen und ihrer grundlegenden Rechte und Bedürfnisse 
(≈ citizenship), Maxime der Absicherung hinsichtlich der 
im Kontext von Migration und Flucht unvermeidlichen 
Unwägbarkeiten (die einen wichtigen Aspekt der facilita-
tors betrifft) und Maxime der sozialen Kohäsion als Leit-
motiv für stabile und sichere Gemeinschaften (≈ social 
connections) bezeichnet. Mit diesen Kategorien bzw. 
Dimensionen scheint das Handlungsfeld weitestgehend 
abgesteckt, aus dem die verfügbaren Optionen kom-
munaler Integrationspolitik erwachsen. Welche dieser 
Optionen tatsächlich ergriffen und umgesetzt werden 
können, wird darüber hinaus allerdings durch die vor 
Ort unterschiedlichen diskursiven Rahmungen bestimmt 
(vgl. Abbildung 2). 

In den folgenden Kapiteln soll nun entlang der 
genannten Kategorien und unter exemplarischer Bezug-
nahme auf die drei genannten Fallstudien – und damit 
auf die Aufgabe der Integration von geflüchteten Men-
schen, die die Arbeit vieler Kommunen in der jüngsten 
Vergangenheit geprägt hat – herausgearbeitet werden, 

welche konkreten Möglichkeiten zur Ausgestaltung 
lokaler Integrationspolitiken bestehen und – soweit 
erkennbar – von welchen Faktoren und Rahmenbe-
dingungen es abhängt, inwieweit diese Möglichkeiten 
ergriffen und ausgeschöpft werden. 

4  Kommunale Integrationspolitik 
(im engeren Sinn)
Im Zentrum der kommunalen Bemühungen um soziale 
Integration stand in den drei Fallstudien zunächst die 
Etablierung und organisatorische Ausgestaltung einer – 
ausdrücklich als solcher ausgewiesenen – lokalen Inte-
grationspolitik: Administrative Strukturen und Prozesse 
für Integrationsaufgaben wurden neu etabliert (Altena) 
oder ausgebaut und verstetigt (Essen), Ansprechper-
sonen und administrative Zuständigkeiten geregelt. 
Dies geschah zunächst als Reaktion auf die unerwar-
tete Herausforderung, eine große Zahl von Menschen 
aufzunehmen und – zunächst mit dem Allernötigsten 
– zu versorgen: Nahrung, Schlafplätzen sowie ärztli-
cher Versorgung. Rasch rückten aber weitergehende 
Integrationsziele in den Fokus: Es wurde angestrebt, 
zugewanderte Menschen bei der Versorgung mit Wohn-
raum sowie der Überwindung von (nicht zuletzt auf-
enthaltsrechtlichen) Zugangshürden zum Arbeitsmarkt 
zu unterstützen sowie ihre Teilhabe an grundlegenden 
Leistungen im Bildungs- und Gesundheitswesen sicher-
zustellen. Die Fallstudien zeigen insofern beispielhaft, 

Kommunale Integrations-
politik im engeren Sinn 

(Maßnahmen zur
direkten Förderung 
von Integrations-

prozessen)

Maxime
der Absicherung

Maxime 
der sozialen Kohäsion

Maxime
der Anerkennung

Feld kommunaler Integrationspolitiken 

Diskursive Rahmung

Abbildung 2: Dimensionen kommunaler Integrationspolitiken
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dass Integration, insbesondere die Integration von Immi-
granten, auch wenn sie faktisch schon seit vielen Jahren 
ein wichtiges kommunalpolitisches Aufgabenfeld dar-
stellt, vielerorts, und bei weitem noch nicht überall, erst 
im Zuge der jüngsten Zuwanderungsdebatten als Aufga-
benfeld institutionalisiert wurde. 

4.1  Auf- und Ausbau integrationspoliti-
scher Strukturen

In der Altenaer Stadtverwaltung wurden kurz nach der 
Etablierung einer Stabsstelle „Arbeitsgruppe Integration“ 
unter Federführung des Bürgermeisters auch mehrere 
neue Stellen im Aufgabenfeld der Flüchtlingsintegration 
eingerichtet, das damit in die Regelstruktur der kommu-
nalen Verwaltung überführt wurde. Eine zentrale Heraus-
forderung bestand dabei darin, unklare Zuständigkeiten 
und Doppelstrukturen auf verschiedenen Verwaltungs-
ebenen zu vermeiden. Die Stadt Essen verfügt hinge-
gen bereits seit 1975 über einen (vormals Ausländerrat 
genannten) Integrationsrat, der durch Stellungnahmen 
und Empfehlungen das (als kollektiv verstandene) Inte-
resse der migrationserfahrenen Bewohner in den kom-
munalpolitischen Willensbildungsprozess einspeist. 
Damit gehört Essen zu den ersten deutschen Städten, 
in denen Integration als kommunales Aufgabenfeld pro-
grammatisch verankert wurde. Hierauf konnte jüngst 
die Intensivierung der kommunalen Integrationspolitik 
aufbauen. Zugleich erfolgte deren Bündelung in dem 
vom Land Nordrhein-Westfalen geförderten und dem 
Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters zugeordne-
ten Kommunalen Integrationszentrum.

4.2  Integration in den Wohnungsmarkt

Im Einklang mit dem auch in einschlägigen Publika-
tionen und Integrationskonzepten vertretenen Primat 
einer dezentralen Unterbringung (vgl. Aumüller/Daphi/
Biesenkamp 2015: 35  f.; Brücker/Rother/Schupp 2016: 
32 f.) wird in den drei Fallstudien von kommunaler Seite 
angestrebt, neu zugewanderte Menschen mit regulärem 
Wohnraum (außerhalb von Sammelunterkünften) zu ver-
sorgen. Dafür ist allerdings nicht allein der Wunsch nach 
dem Wohlergehen der betreffenden Personen und Haus-
halte ausschlaggebend, sondern ganz maßgeblich auch 
das Ziel, eine (weitere) – ethnisch verstandene – sozi-
alräumliche Segregation zu vermeiden. Dass dies not-
wendig sei, wird insbesondere von kommunalen Akteu-
ren in Essen immer wieder hervorgehoben. Gleichwohl 

ist gerade in Essen die Kooperation der Stadtverwaltung 
mit den größeren lokalen Wohnungsbauunternehmen 
im Bereich der Unterbringung von Geflüchteten geschei-
tert. Die Stadt vermochte es daher nicht, der wohnräum-
lichen Konzentration von geflüchteten Menschen in den 
als sozial segregiert beschriebenen Fallstudienquartie-
ren entgegenzusteuern. In Altena konnte die Stadtver-
waltung über die Kooperation mit dem kommunalen 
Wohnungsunternehmen sowie die aktive Akquise leer-
stehender Wohnungen hingegen eine dezentrale Unter-
bringung von Geflüchteten sicherstellen. Gleichzeitig 
begegnete man potenziellen Ängsten in und Konflikten 
mit der alteingesessenen Nachbarschaft mithilfe eines 
sensiblen Belegungsmanagements: Soweit möglich, 
wurde pro Mehrfamilienhaus nur eine Wohnung einer 
geflüchteten Familie zugewiesen, die in der Anfangszeit 
überdies durch Mentoren aus der Nachbarschaft beglei-
tet wurde. Beim Vergleich der Fallstudien ist allerdings 
zu berücksichtigen, dass in urbanen Räumen mit ange-
spannten Wohnungsmärkten die Voraussetzungen für 
die Umsetzung solcher Maßnahmen ungleich schwieri-
ger sind (vgl. BBSR 2017: 6).

4.3  Integration in den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt

In allen drei untersuchten Quartieren wurde von den 
befragten Akteuren problematisiert, dass die Einstel-
lung von geflüchteten Menschen – bzw. die Schaffung 
der aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen für die Auf-
nahme einer Beschäftigung – meist mit einem beträcht-
lichen Aufwand und großen Unsicherheiten sowohl 
auf Seiten der potenziellen Arbeitnehmer als auch auf 
Seiten der Arbeitgeber verbunden ist. Auf der anderen 
Seite gilt Erwerbstätigkeit weithin als Grundvorausset-
zung der gesellschaftlichen Integration von Individuen 
– dies bestätigen sowohl die hier behandelten Fallstu-
dien als auch viele andere Untersuchungen (z. B. Flake/
Jambo/Pierenkemper et al. 2017: 4; Etzold 2018: 319; 
Gesemann 2018: 462). Überdies ist die Vorstellung, dass 
berufliche Leistungsbereitschaft eine Voraussetzung 
individueller Integration ist (bzw. sein sollte), tief in das 
hierzulande dominierende „Integrationsdeutungsmuster“ 
eingelassen (Friedrich/Pierdicca 2014: 128). Vor diesem 
Hintergrund wird in allen drei Fallstudien von den befrag-
ten Akteuren betont, dass kommunale Integrationspolitik 
auch die Aufgabe habe, die Arbeitsmarktakteure in ihrem 
Bemühen zu unterstützen, geflüchtete Menschen in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. Doch lediglich in Altena 
wurde eine Anlaufstelle in der Verwaltung eingerichtet, 
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die eine aufenthaltsrechtliche Erstberatung anbietet und 
Unternehmen in der Kommunikation mit den relevanten 
Behörden wie der Agentur für Arbeit, dem Jobcenter und 
der Ausländerbehörde unterstützt. Auf ähnliche Weise 
unterstützen dort auch die „Integrationslotsen“ der Kreis-
handwerkerschaft die ansässigen Handwerksbetriebe 
bei der Einstellung geflüchteter Menschen. Dabei zeigte 
sich, dass eine direkte Ansprache ortsansässiger Unter-
nehmen mit Arbeitskräftebedarf diese Betriebe dazu 
ermutigen kann, geflüchtete Menschen einzustellen, 
und dass die beherzte Einflussnahme von Kommunalpo-
litikern und ökonomischen Akteuren auf die Ausländer-
behörde die Arbeitsmarkteingliederung von Menschen 
mit unsicherem Aufenthaltsstatus nachhaltig befördern 
kann. So wurden aufenthaltsrechtliche Spielräume, wie 
z.  B. die Ausbildungsduldung oder die Ermessensdul-
dung, häufig erst nach der Intervention lokaler Akteure 
genutzt.

4.4  Institutionelle Förderung von 
Ehrenamtsstrukturen

Die Fallstudien dokumentieren, dass es sich hinsichtlich 
der erfolgreichen Arbeitsteilung zwischen Gemeinden 
und Zivilgesellschaft bei der Erbringung von Integrati-
onsleistungen auszahlt, ehrenamtliche Strukturen zu 
vernetzen und zu stärken. Allerdings wurde von vielen 
Interviewpartnern auch eine starke Belastung, teilweise 
sogar eine Überforderung und Frustration der ehrenamt-
lich Aktiven angesprochen. Dies zeigt, dass ein länger-
fristig erfolgreiches bürgerschaftliches Engagement für 
die Integration „vor Ort“ der Unterstützung durch haupt-
amtliche Stellen innerhalb der Verwaltung bedarf, die 
als Koordinationsinstanzen und Ansprechpartnerinnen 
zur Verfügung stehen. In den untersuchten Quartieren 
konnten diesbezügliche verwaltungsseitige Bemühun-
gen auf bereits bestehende Ankerinstitutionen aufbauen, 
von denen aus die Unterstützung ehrenamtlich Tätiger 
organisiert wird. Handelt es sich dabei in Altena und 
Essen-Hörsterfeld um etablierte, kommunal finanzierte 
Institutionen, die an zentral gelegener Stelle im Quar-
tier gemeinschaftlich nutzbare Orte betreiben, wird in 
Altenessen/Karnap auf eine Vielzahl von Einrichtungen 
der Stadtteilentwicklung wie das Quartiersmanagement 
zurückgegriffen. Von Befragten in Essen wurde zudem 
das Instrument der Ehrenamtskarte positiv hervorgeho-
ben, das den freiwilligen Helfern gegenüber öffentlichen 
Stellen Legitimität und deren Anliegen Nachdruck ver-
leihe.

5  Maxime der Anerkennung
Der Sozialphilosoph Axel Honneth sieht den Ursprung 
kollektiver Kämpfe um Anerkennung im wiederhol-
ten individuellen Erleben von rechtlicher oder sozialer 
Missachtung (Honneth 1994). Sobald dieses Erleben 
als gruppenspezifische Erfahrung erkannt wird, führt 
es zur gemeinsamen Forderung nach Anerkennung 
(vgl. Metzger 2018: 172). Eine Anerkennungskultur ist 
gegeben, wenn die langfristige und diskriminierungs-
freie Teilhabe und Partizipation von Migranten und ihren 
Nachkommen am politischen und gesellschaftlichen 
Leben sowie die Akzeptanz und Wertschätzung einer 
pluralen und diversifizierten Gesellschaft gewährleistet 
sind. Konkret umfasst sie das nicht verhandelbare Recht 
von Menschen mit Migrationsgeschichte auf individuelle 
Selbstverwirklichung (Pavković 2017: 30), den Abbau 
von (nicht zuletzt sprachlicher) Diskriminierung und die 
interkulturelle Öffnung von Verwaltungen.

5.1  Anerkennung von Identität und 
Präsenz

In allen untersuchten Quartieren sind (wenngleich unter-
schiedlich ausgeprägt) Ansätze einer Anerkennungs-
kultur erkennbar. Galt es in den Jahren 2015 und 2016 
zunächst, die Versorgung der ankommenden Menschen 
sicherzustellen, konnte vor allem unter den vor Ort 
tätigen Ehrenamtskoordinatoren, aber auch bei vielen 
ehrenamtlich Tätigen alsbald eine zunehmende Sensi-
bilisierung für das Problem der vollumfänglichen Aner-
kennung der Neuangekommenen beobachtet werden. 
So wurden nicht nur asymmetrische Machtverhältnisse 
reflektiert, sondern auch Versuche unternommen, 
Geflüchtete in vorhandene Ehrenamtsstrukturen einzu-
binden, um deren Eigenverantwortung zu stärken, aber 
auch um die bereits ehrenamtlich tätigen Personen zu 
entlasten. Zum Teil wurde sogar die Trennlinie zwischen 
„Gastgebern“ und „Gästen“ (Squire/Darling 2013: 59) 
und in der Folge auch zwischen Hilfeleistenden und Hil-
feempfangenden generell in Frage gestellt. Dies wurde 
beispielsweise deutlich, als, wie im Rahmen einer nicht-
teilnehmenden Beobachtung festzustellen war, Altenaer 
Ehrenamtliche darüber diskutierten, wie das beidersei-
tige Engagement in der vor Ort existierenden, „dörflich” 
geprägten Vereinsstruktur aufgehen könnte. Zugleich 
wurde in allen drei Fallstudien auch erkennbar, dass das 
integrative Potenzial von Migrantenorganisationen und 
Moscheevereinen bestenfalls teilweise ausgeschöpft 
wird. Die umfassenden Integrationsbemühungen dieser 
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zivilgesellschaftlichen Akteure finden im kommunalpoli-
tischen Raum offenbar kaum Beachtung und Unterstüt-
zung. Diese Beobachtung deckt sich mit einer Reihe 
von Studien, die belegen, dass das soziale Engage-
ment „migrantisch gerahmter“ Organisationen seitens 
der sogenannten Mehrheitsgesellschaft nur selten zur 
Kenntnis genommen wird. Dies trifft insbesondere dann 
zu, wenn dieses Engagement aus tatsächlich oder ver-
meintlich religiösen oder in ethnischer Solidarität grün-
denden Motiven heraus erfolgt (vgl. BMFSFJ 2017: 234; 
Gerlach 2017).

5.2  Sprachliche Anerkennung 

Die Art und Weise, wie Menschen bezeichnet werden, 
kann soziale Ausschlüsse (mit-) produzieren und ist in 
der Regel Ausdruck von Machtstrukturen (Gutiérrez Rod-
riguez 2003: 174). Varianten einer sprachlichen „Beson-
derung“ von zu integrierenden Personen(gruppen), allen 
voran von Geflüchteten, waren auch in den Fallstudien 
allgegenwärtig. Bei allem herausragenden Engagement 
für die umfassende Integration von Geflüchteten, aber 
auch von anderen sozial und/oder ökonomisch benach-
teiligten Bevölkerungsgruppen war eine Sensibilität für 
die ausgrenzende Wirkung bestimmter Begriffe – oder 
auch Narrative wie dem der unbegleiteten männlichen 
Jugendlichen muslimischen Glaubens – bestenfalls 
schwach ausgeprägt. Die performative Kraft sprachli-
cher Ab- und Ausgrenzung kann jedoch nur gebrochen 
werden, indem ab einem bestimmten Punkt damit auf-
gehört wird, Menschen als „die Anderen“ zu adressie-
ren und sie stattdessen beispielsweise als Essener oder 
Altenaer bezeichnet werden (vgl. Hülsmann 2017). In 
diesem Sinne kann auch die explizite Adressierung poli-
tischer Programme und Maßnahmen zur Integrationsför-
derung an Migranten oder Geflüchtete als (Re-)Produk-
tion kultureller Differenz kritisiert werden (Weber/Glasze 
2014: 345). Daher sollte abgewogen werden, ab wann, 
ob überhaupt und für wie lange zielgruppenorientierte 
Angebote sinnvoll sind, wobei nicht nur die Lebensum-
stände von Immigranten, sondern aller sozial benachtei-
ligten Gruppen im Auge zu behalten sind (nicht zuletzt 
um aufkommenden Neiddebatten entgegenzuwirken). 

5.3  Interkulturelle Öffnung der 
Verwaltung

Sowohl in Essen als auch in Altena besteht seitens der 
Kommune das erklärte Ziel, die interkulturelle Öffnung 

aller Verwaltungsstellen voranzutreiben. Bereits seit 
vielen Jahren wird dieses Ziel in Essen als ressort-
übergreifende Querschnittsaufgabe verfolgt, wobei es 
aufgrund budgetärer Engpässe allerdings jüngst auch 
zu Personaleinsparungen in diesem Bereich kam. In 
Altena wird dieses Ziel erst seit Kurzem, dafür aber an 
hervorgehobener Stelle als kommunalpolitisches Anlie-
gen ausgewiesen. Die Kommunen können hierbei auf 
eine ganze Reihe von andernorts bereits erprobten Ins-
trumenten zurückgreifen, die von Maßnahmen der Per-
sonalentwicklung, über das Bereithalten von mehrspra-
chigen Informationsangeboten und Formularen bis hin 
zur Förderung von Diversity1- und Fremdsprachenkom-
petenzen reichen. Insbesondere das Fallbeispiel Altena 
illustriert in diesem Zusammenhang, dass eine generell 
offene und wohlwollende Grundhaltung gegenüber Mig-
ration und Einwanderung der entscheidende Faktor für 
ein anerkennendes und offenes Verwaltungshandeln 
ist (vgl. Kapitel 8). Es liefert damit einen Beleg für das 
auch in der Fachliteratur formulierte Argument, dass 
die gelingende Interaktion mit öffentlichen Institutionen 
für zugewanderte Menschen nicht nur den Zugang zu 
gesellschaftlichen Ressourcen eröffnet, sondern auch 
ein Schlüssel für individuelles und soziales Wohlbefin-
den ist (Ager/Strang 2008: 181).

6  Maxime der Absicherung
Unwägbarkeiten etwa bezüglich künftiger weltwirtschaft-
licher Entwicklungen oder zukünftiger Fluchtbewegun-
gen sind ein integraler Bestandteil von Migrations- und 
Integrationspolitik, die deshalb auch als „politics of 
uncertainty“ beschrieben wurde (vgl. Boswell 2009: 166; 
Williams/Baláž 2012: 167). Soweit sie zugewanderte 
Menschen adressiert, operiert insbesondere auch die 
kommunale Integrationspolitik zwangsläufig im Schat-
ten dieser Unwägbarkeiten. Hervorzuheben sind dabei 
vor allem zwei Faktoren: die Unvorhersehbarkeit (künfti-
ger) inter-, aber auch intranationaler Migration sowie die 
Tatsache, dass sich gesetzliche Rahmenbedingungen 
hinsichtlich der Bleibeperspektive oder der Lebensum-
stände von Immigranten rasch ändern können. Letz-
tere können beispielsweise die Regelung des Famili-
ennachzuges, die von Bund und Ländern festgelegte 
Zuweisungspolitik oder die sogenannte Wohnsitzauf-
lage betreffen. Kommunen, die eine aktive Integrati-
onspolitik betreiben, müssen sich daher mit der Frage 
auseinandersetzen, inwiefern eine kommunal- und 

1   Diversity-Kompetenz: Umgang mit einer vielfältigen Gesellschaft.
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stadtentwicklungspolitische Absicherung gegenüber den 
Unwägbarkeiten bezüglich der Zukunftsperspektiven 
zugewanderter Bürger sowie der künftig zu erwartenden 
Migrationsprozesse möglich ist.

Das Petitum, die Unwägbarkeiten, denen Integ-
rationsprozesse unterliegen, zu reflektieren und zu 
reduzieren, hat eine zivilgesellschaftliche Dimension, 
die regelmäßig dann öffentliche Sichtbarkeit erlangt, 
wenn die lokale Bürgergesellschaft gegen die drohende 
Abschiebung von geschätzten (sogenannten „gut inte-
grierten“), häufig minderjährigen Nachbarn protestiert 
– ein Phänomen, das in den Fallstudienquartieren im 
Untersuchungszeitraum allerdings nicht zu beobachten 
war. Es betrifft ferner die lokale Ökonomie, die insbeson-
dere mit der Einstellung geflüchteter Menschen meist 
ein hohes Risiko eingeht, da Mitarbeiter oder Auszubil-
dende infolge des Verlusts ihres Aufenthaltstitels plötz-
lich „verschwunden” sein können. Schließlich hat es eine 
stadtentwicklungspolitische Dimension, da es auf die 
Frage verweist, inwieweit die am Ort lebenden Perso-
nen, die nicht über eine langfristige Aufenthaltserlaubnis 
verfügen, im Rahmen der kommunalen Integrationspoli-
tik, aber auch der Stadtentwicklungsplanung überhaupt 
berücksichtigt werden sollen und können. 

Gerade im Fall einer dezidiert zuwanderungsorien-
tierten Stadtentwicklungsstrategie, wie sie in Altena ver-
folgt wird, sind die Unwägbarkeiten der „Integration vor 
Ort“ hoch relevant (vgl. Mantel/Engel/Nuissl 2018). Denn 
dort besteht das Risiko, dass (allzu) ‚optimistische‘ Inves-
titionen in integrationsdienliche Infrastrukturen im Nach-
hinein am Bedarf vorbeigehen – ein Problem, das sich in 
einer kleineren Gemeinde mit angespannter Haushalts-
lage kaum mehr heilen lässt. Hinzu kommt, dass kaum 
vorhersehbar ist, in welchem Umfang geflüchtete Men-
schen, nachdem sie einen dauerhaften Aufenthaltstitel 
erworben haben, am Ort verbleiben. Zwar findet eine 
aktuelle Studie Hinweise darauf, dass sich viele Geflüch-
tete ein Leben außerhalb von Großstädten gut vorstel-
len können (SVR 2017: 6). Jedoch war etwa in Altena 
zu beobachten, dass geflüchtete Menschen teilweise in 
die Großstädte des Ruhrgebiets abwandern, sobald sie 
einen längerfristigen Aufenthaltstitel erwirkt haben. In 
Essen ist demgegenüber eine kommunalpolitisch kaum 
zu steuernde zunehmende Konzentration anerkannter 
Geflüchteter in Altenessen zu beobachten, einem Stadt-
teil, für den bereits seit vielen Jahren negative Quartiers-
effekte aufgrund sozialer und ethnischer Segregation 
diskutiert werden (vgl. Farwick 2012). Auch dies erzeugt 
Unsicherheiten bezüglich der Planung und Auslegung 
von sozialen Infrastrukturen und kommunalen Einrich-
tungen der Geflüchtetenberatung und -hilfe.

Es stellt sich die Frage, wie mit den skizzierten 
Unwägbarkeiten kommunalpolitisch umgegangen 
werden kann. Rauws (2017) schlägt in diesem Kontext 
„adaptive planning“ als ein Instrument zur Flexibilisierung 
der Stadtentwicklungsplanung vor. Die Kernidee besteht 
darin, Handlungsspielräume auszunutzen, um kurzfristig 
auf sich ändernde Rahmenbedingungen zu reagieren. 
In diesem Sinne hat sich in Altena ein strategisch-prag-
matischer Integrationsansatz als zielführend erwiesen, 
wonach alle in der Stadt aufgenommenen Geflüchteten 
ungeachtet ihrer asylrechtsbedingten Bleibeperspektive 
mit einer eigenen Wohnung versorgt wurden, an integra-
tiven Angeboten partizipieren konnten und zum Teil auch 
in lokale Ausbildungsbetriebe oder den lokalen Arbeits-
markt vermittelt wurden. Da das 2016 verabschiedete 
Integrationsgesetz des Bundes die sogenannte Bleibe-
perspektive auch von individuellen Integrationsleistun-
gen abhängig macht, trägt die Stadt Altena damit aktiv 
dazu bei, die Chancen der dort wohnhaften geflüchteten 
Menschen auf einen längerfristigen Aufenthaltstitel zu 
verbessern.

7  Maxime der sozialen Kohäsion
Angesichts der insbesondere in den Städten zunehmen-
den gesellschaftlichen Diversität wird seit Längerem 
intensiv über Fragen der (stadt)gesellschaftlichen Kohä-
sion debattiert (Amin 2002; Spoonley/Peace/Butcher et 
al. 2005; Holtug 2010). Dabei werden unter anderem 
Formen der – strukturellen oder symbolischen – Exklu-
sion und, damit einhergehend, Gefahren sozialer Spal-
tung und Fragmentierung thematisiert. Als Antworten 
auf diese Herausforderungen werden der Abbau res-
triktiver und desintegrativer Bestimmungen im Bereich 
der Arbeitsmarktintegration, aber auch die Stärkung 
von interethnischen Beziehungen sowie die Förderung 
sozialräumlicher Durchmischung gefordert (Cheong/
Edwards/Goulbourne et al. 2007: 30). Diese Ansätze 
laufen allerdings Gefahr, einem assimilatorischen Inte-
grationsverständnis zuzuspielen (Harell/Stolle 2015). 
Die Maxime der sozialen Kohäsion zielt demgegenüber 
nicht nur auf die Kohäsion zwischen Zugewanderten und 
Alteingesessenen, sondern auf eine umfassende Förde-
rung des gesellschaftlichen Zusammenhalts. 

7.1  Förderung sozialer Beziehungen 

In allen untersuchten Quartieren wurden Schritte unter-
nommen, um den Aufbau sozialer Beziehungen zu 
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unterstützen. So haben in den beiden Essener Quartie-
ren gleich mehrere bestehende Netzwerke, die sich dem 
interkulturellen Austausch und der Integration widmen, 
regelmäßige Anlässe für Begegnungen zwischen den 
schon lange ansässigen und den neu angekommenen 
Anwohnern geschaffen, wobei auch städtische Treff-
punkte genutzt wurden. In Altena wurde mit Mitteln des 
Landes ein Begegnungszentrum eröffnet. Damit finden 
sich in allen drei Fallstudien Bemühungen, den Aufbau 
von Beziehungen zwischen alteingesessener und hin-
zuziehender Bevölkerung zu befördern, um so Brücken, 
social bridges (Ager/Strang 2008: 179), zwischen ver-
schiedenen Gemeinschaften zu schlagen. Im Hinblick 
auf die für die Hinzugezogenen mindestens gleicherma-
ßen bedeutsamen, für die psychische und soziale Stabi-
lität von Individuen essenziellen Beziehungen innerhalb 
von Familie, Freundeskreis und „like-ethnic group“ (die 
social bonds (Ager/Strang 2008: 178)) lassen sich hin-
gegen keine entsprechenden kommunalpolitischen oder 
zivilgesellschaftlichen Anstrengungen verzeichnen. Dies 
dürfte nicht zuletzt an der die bundesdeutsche Integrati-
onsdebatte prägenden Angst vor Segregation und „Ghet-
toisierung“ liegen (Hess 2014: 113), die auch in Interviews 
aller Fallstudien reproduziert wurde und bezüglich der 
Maxime sozialer Kohäsion ein Defizit darstellt.

7.2  Thematisierung von 
Verteilungsgerechtigkeit

In Debatten über vermeintliche „Ghettos“, „Parallelge-
sellschaften“ oder „soziale Brennpunkte“, wie sie beson-
ders das Quartier Essen-Altenessen/Karnap prägen, 
werden migrantisch geprägte Nachbarschaften zumin-
dest latent, in der Regel aber explizit als integrations-
hemmend markiert. Die wissenschaftliche Debatte um 
ethnische Segregation und migrationsbedingte sozial-
räumliche Polarisierungsprozesse in Deutschland ist 
demgegenüber eher von widersprüchlichen Befunden 
geprägt (vgl. Ceylan 2006; Gestring 2011; Farwick 2012): 
Diskutiert werden sowohl positive als auch negative 
Quartierseffekte (Farwick 2014). So wurde mehrfach 
herausgearbeitet, dass freiwillige Segregation nicht 
zwangsläufig nachteilige Auswirkungen auf die Integrati-
onsperspektiven der Angehörigen der segregierten (eth-
nisch oder kulturell definierten) Gruppen hat und dass 
andererseits die verbreitete kommunalpolitische Strate-
gie einer sozialen Durchmischung Lebensbedingungen 
und Teilhabechancen der zugewanderten Bevölkerung 
nicht automatisch verbessert (Schader-Stiftung 2004; 
Dangschat/Alisch 2014). Insofern sollte es nicht in erster 

Linie darum gehen, Segregation unter allen Umständen 
zu vermeiden und eine Gleichverteilung der Angehöri-
gen sozialer Gruppen wie etwa der Geflüchteten, deren 
räumliche Konzentration als problematisch angesehen 
wird, anzustreben, sondern darum, allen – Geflüchteten, 
aber auch anderen strukturell benachteiligten Gruppen 
und Personen – unabhängig vom Wohnort die Chance 
zu gesellschaftlicher Teilhabe zu eröffnen. Es ist dieser 
Aspekt, unter dem – bezogen auf die soziale Kohäsion – 
die Frage nach der Gerechtigkeit der Verteilung Geflüch-
teter zu diskutieren wäre – was den kommunalen Ent-
scheidungsträgern jedoch in keinem der betrachteten 
Fälle unmissverständlich gelang.

8  Bedeutung der diskursiven 
Rahmung
Über die vielfältigen, vielfach konvergierenden, teils auch 
divergierenden Ansätze und Maßnahmen hinaus, die im 
Feld kommunaler Integrationspolitiken zu beobachten 
waren, zeigten die Fallstudien, dass die Integrationsthe-
matik in den untersuchten Quartieren ganz unterschied-
lich diskursiv gerahmt ist. So wurde die Integration von 
Immigranten, insbesondere von geflüchteten Menschen, 
zwar in allen drei Fällen durchaus als Herausforderung 
thematisiert – dies jedoch in sehr unterschiedlichem 
Ausmaß und unterschiedlicher Art und Weise.

In Altenessen/Karnap, gelegen im Essener Norden, 
wird die Auseinandersetzung mit Integrationsfragen 
überlagert vom lokal tief verankerten Deutungsmuster 
einer Stadt, die in einen bürgerlichen „Süden” und einen 
von sozialen Herausforderungen geprägten „Norden” 
zweigeteilt ist. Vor diesem Hintergrund wird die Integra-
tion von Migranten tendenziell als übergroße Belastung 
und Überforderung problematisiert. Zugleich wird mehr 
Verteilungsgerechtigkeit innerhalb der Stadt angemahnt. 
Ganz anders stellt sich die Situation in der im Essener 
Osten gelegenen Großwohnsiedlung Hörsterfeld dar, 
obwohl dort ebenfalls viele Menschen leben, die sozial 
und ökonomisch benachteiligt sind. Eine quartiersspe-
zifische Debatte zur jüngsten internationalen Zuwande-
rung blieb aus und die mit ihr verbundenen Integrations-
fragen werden von den lokalen Akteuren weitgehend 
unaufgeregt angegangen, was nicht zuletzt ein Ver-
dienst des dort seit Langem etablierten und mit der kom-
munalen Verwaltungsstruktur hervorragend vernetzten 
Bürgerladens ist. Hier kann eine Veralltäglichung von 
Integrationsprozessen konstatiert werden. In Altena 
schließlich prägt die vom Rathaus vorgegebene Pers-
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pektive, in der Zuwanderung eine Chance für die von 
demographischem Wandel, Wohnungsleerstand und 
Arbeitskräftemangel betroffene Stadt zu sehen, die Her-
angehensweise an die Aufgabe der Integration. Sowohl 
Kommunalpolitik als auch Zivilgesellschaft widmen sich 
dieser Aufgabe stellenweise geradezu enthusiastisch. 

Die im Rahmen der Fallstudien befragten Akteure 
bezogen sich immer wieder auf die jeweils quartiersspe-
zifische diskursive Rahmung kommunaler Integrations-
politik. Sie charakterisierten sie teils als motivierend, teils 
wogen sie vorsichtig ab, inwiefern ihre eigenen Handlun-
gen und Einstellungen lokal anschlussfähig sind. Inso-
fern erwies sich diese diskursive Rahmung als überaus 
bedeutsam sowohl für das Selbstverständnis der lokalen 
Akteure als auch letztlich für die Erfolgsaussichten inte-
grationspolitischer Anstrengungen im Quartier.

9  Schlussbetrachtung
In den vorangegangenen Kapiteln wurden Optionen 
zur Ausgestaltung kommunaler Integrationspolitiken an 
konkreten Fällen und Beispielen diskutiert. Eine „inte-
grierende Stadtentwicklung“, die auf die gleichberech-
tigte Teilhabe aller an einem Ort lebenden Menschen 
abzielt, setzt demnach zunächst voraus, dass kommu-
nale Integrationspolitik (im engeren Sinn) aktiv betrieben 
wird, das heißt institutionell sowie mit konkreten Maß-
nahmen untersetzt. Darüber hinaus erscheint es auch 
erforderlich, integrationspolitische Aktivitäten auf lokaler 
Ebene mit weiteren, gleichsam übergeordneten und 
querschnittsorientierten kommunalpolitischen Maximen 
zu verbinden: mit der Etablierung einer Anerkennungs-
kultur, dem strategischen Umgang mit Unwägbarkeiten 
und dem Bemühen um eine im umfassenden Sinne ver-
standene sozialen Kohäsion. Die Frage, worin genau 
die einzelnen Schritte bestehen, die hinsichtlich dieser 
Zielsetzungen jeweils zu ergreifen sind, lässt sich kaum 
allgemeingültig beantworten. Denn es hängt wesentlich 
von den an einem Ort gegebenen Rahmenbedingungen, 
Vorerfahrungen und nicht zuletzt auch Debattenlagen 
ab, wie die skizzierten integrationspolitischen Optionen 
ausgestaltet werden können und welche kommunalpo-
litischen Schwerpunkte zu setzen sind. Dabei ist frei-
lich immer auch im Blick zu behalten, dass auf lokaler 
Ebene zwar ein wesentlicher Beitrag zur umfassenden 
gesellschaftlichen Teilhabe von Individuen, seien sie 
jüngst zugewandert oder nicht, geleistet werden kann, 
dass diese Teilhabe jedoch nicht auf dieser Ebene allein 
sichergestellt werden kann.

Als Versuch, das Feld kommunaler Integrations-
politiken zu systematisieren und konkrete Handlungs-
optionen in diesem Feld zu identifizieren, erhebt der 
vorliegende Beitrag keineswegs Anspruch auf Vollstän-
digkeit. Sein Anliegen war vielmehr zuvorderst explo-
rativer Natur. In diesem Sinne gerieten einige Ansatz-
punkte kommunaler Integrationspolitiken ins Blickfeld, 
die bis dato entweder fernab des Aufgabenfelds der 
Integration diskutiert werden (wie z.  B. Verfahren der 
adaptiven Raumplanung) oder die Integrationspotenzi-
ale betreffen, die bislang fast gar nicht adressiert, wenn 
nicht gar als dysfunktional abgelehnt werden (wie z. B. 
die Förderung co-ethnischer Vergemeinschaftung). Die 
vorgeschlagene Heuristik zur Erfassung und Systema-
tisierung kommunaler Integrationspolitiken könnte durch 
weitere Fallstudien untersetzt und gegebenenfalls auch 
erweitert und präzisiert werden, um so die Debatte zu 
den integrationspolitischen Gestaltungs- und Hand-
lungsmöglichkeiten, die den Kommunen zur Verfügung 
stehen, weiter zu befördern.
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